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Ausgangslage

Der moderne Staat befindet sich
zusammen mit den Mitgliedern
der Gesellschaft in einem Kräfte-
feld, in dem eine Verantwortungs-
partnerschaft zwischen Staat und
Gesellschaft, die Stimulierung der
Selbststeuerungspotenziale des
nichtstaatlichen Sektors und die
Optimierung staatlicher Aufgaben
eine wichtige Rolle spielen. Zu den
handelnden Kräften zählen neben
den originär Staatlichen auch
Wirtschaftsunternehmen, Gewerk-
schaften, Kirchen, Non-Profit-Ein-
richtungen, politische Parteien,
jeder einzelne Bürger und Bürger-
initiativen, Vereine, Verbände
u. v. m.. Das ehrenamtliche und
bürgerschaftliche Engagement –
ein Schwerpunkt dieser AWV-Infor-
mationen – stellt dabei einen
wichtigen Faktor dar. In diesem
Kräftefeld kommt dem Staat zwar
weiterhin eine führende und ge-
währleistende Rolle zu. Er ist aber
anders als früher in vielerlei Hin-
sicht auf Zusammenarbeit ange-
wiesen und mehr für staatliche
Gewährleistungen verantwortlich.
So entwickelt sich der Staat weg
von der überkommenen Obrigkeit
hin zum kooperierenden Verhand-
lungspartner und Dienstleister.
Staatliche Strukturen müssen –
gerade in Zeiten knapper öffentli-
cher Kassen – für diese Aufgabe
neu und vor allen Dingen effizient
aufgestellt sein.

Ein Treiber hin zu mehr Dienstleis-
tungsorientierung und Effizienz1

sind die durch moderne IT eröff-
neten Formen innovativer, ubiqui-
tärer Leistungserbringung. Her-

Giso Schütz, Vizepräsident des Bundesverwaltungsamtes

Mehr Dienstleistungsorientierung und Effi-
zienz durch Verwaltungs-Service-Zentren

kömmliche Aufgaben, Datenbe-
stände und Verwaltungsverfahren
lassen sich stetig weiter systema-
tisieren, digitalisiert vernetzen und
ortsungebunden bündeln. Bei-
spielhaft ist etwa der Trend zur
Zusammenführung interner Dienst-
leistungen bei besonderen Ser-
vicebehörden,2 z. B. der Betrieb
eines gemeinsamen Rechenzent-
rums für mehrere Behörden. Die
Vorteile derartiger Kooperationen
liegen auf der Hand: Durch Bün-
delung werden Effizienzgewinne
realisiert, durch Spezialisierung
hohe Qualitätsansprüche an das zu
erstellenden Produkt verwirklicht
und einhergehend die Kundenzu-
friedenheit erhöht.3

Behördenübergreifende, koopera-
tive Netzwerke eröffnen unter die-
sen Voraussetzungen allen Verwal-
tungsbereichen die Möglichkeit,
Ressourcen zu bündeln und für
interne Dienstleistungen nicht in
jeder einzelnen Behörde eigene,
z. T. aufwändige Organisations-
strukturen vorhalten zu müssen.
Dies setzt indes eine pragmatische
Entwicklungsoffenheit der politi-
schen und administrativen Ent-
scheidungsträger voraus. Hinzu
kommt der erforderliche Mut,
überkommene Zuständigkeitsgren-
zen bei der Erbringung von (inter-
nen) Verwaltungsdienstleistungen
zugunsten höherer Effizienz zu
überwinden. Als Ziel locken Quali-
tätssteigerungen infolge Know-
how-Bündelung und einer einheit-
lichen, harmonisierten Verfahrens-
praxis. Ebenso lässt sich auf Sei-
ten der durch solche Netzwerke
unterstützten Behörden die Qua-
lität der fachlichen Kernaufgaben-

erfüllung durch kostenneutrale
personelle Verstärkungsmöglich-
keiten erhöhen. Ein solch koope-
rativ angelegtes Behördennetz-
werk, das Modell Verwaltungs-
Service-Zentrum, soll nachfolgend
näher skizziert werden.

Zielsetzung des Modells
Verwaltungs-Service-Zentrum

Vision und Ziel des Modells Ver-
waltungs-Service-Zentrum sind
Effizienz- und Qualitätssteigerun-
gen durch die Bündelung standar-
disierbarer behördlicher Zentral-
abteilungsaufgaben in einem
Service-Zentrum. In langfristiger
Sicht wird die Reduzierung der
Zentralabteilungen in den Behör-
den auf stabsähnlich organisierte
Strategie- und Steuerungseinhei-
ten angestrebt. Auf diese Weise
lassen sich Overhead-Strukturen
in der Bundesverwaltung („Verwal-
tung der Verwaltung“) sinnvoll
zugunsten einer Stärkung der
jeweils wahrzunehmenden Kern-
aufgaben reduzieren.  Auch das
BVA wird nach diesem Organisa-
tionsmodell umstrukturiert werden
und bei standarisierbaren Zentral-
abteilungsaufgaben Kunde des
eigenen Verwaltungs-Service-Zen-
trums werden. Das ganzheitliche
Modell soll dazu beitragen, dass
das noch vielfach vorhandene Silo-
und Ressortdenken durch ein Kon-
zerndenken abgelöst wird.

Die Ausgangsvoraussetzungen für
Verwaltungs-Service-Zentren sind
– über die Ressortgrenzen hinweg –
günstig: So sind zentrale Quer-
schnittsdienstleistungen in allen
Bundesbehörden grundsätzlich
nach gleichen Regeln auszufüh-
ren, z. B. nach der Haushaltsord-
nung für die Aufstellung und Aus-
führung des Haushalts, der
Gemeinsamen Geschäftsordnung

1 Neben Aufgabenkritik, Binnenmodernisierung, Outsourcing etc.
2 Vgl. Hensen/Schulz, Verwaltung & Management 2005, Heft 1, S. 7 ff.
3 Managerkreis der Friedrich-Ebert-Stiftung, Staatsmodernisierung aus Sicht der Wirt-

schaft, 2004, S. 12.
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der Bundesministerien, dem Orga-
nisationshandbuch oder im Perso-
nalbereich nach den Vorgaben des
öffentlichen Dienstrechts. Auch
im aktuellen Regierungsprogramm
„Zukunftsorientierte Verwaltung
durch Innovationen“4 sind Dienst-
leistungszentren nach dem Shared
Service-Prinzip ein wichtiger Teil
der Vision und Strategie zur Mo-
dernisierung der Bundesverwal-
tung. So wird im Handlungsfeld
„Organisations-, Kompetenz-
und Dienstleistungszentren“ der
Aufbau und Ausbau von Kompe-
tenz- und Dienstleistungszentren
(Shared Service Center) forciert.
Dem Umsetzungsplan des Regie-
rungsprogramms zufolge sollen
alle Bundesministerien und deren
Geschäftsbereiche bis spätestens
Ende 2009 für ihre entscheidungs-
fernen Querschnittsaufgaben kos-
tengünstige, wettbewerbsfähige,
kunden- und qualitätsorientierte
sowie transparente Leistungen
von spezialisierten Dienstleis-
tungs- bzw. Servicezentren bezie-
hen können.

Funktionsweise

Im Verwaltungs-Service-Zentrum
werden standardisierbare behörd-
liche Zentralabteilungsaufgaben
gebündelt, im Auftrag der Kunden
erledigt und nach gemeinsam fest-
gelegten Kriterien und Verfahrens-
weisen ausgeführt. Durch diese
Auslagerung entscheidungsferner,
binnenadministrativer Vorgänge
können die Kundenbehörden frei-
gesetzte Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter verstärkt auf ihre origi-
nären Fachaufgaben konzentrieren.

Das Dienstleistungsangebot des
Verwaltungs-Service-Zentrums
besteht aus Unterstützungsleis-
tungen in den Bereichen

• Personalmanagement,

• Organisation,

• Finanzmanagement (Haushalt,
Controlling/Kosten- und Leistungs-
rechnung),

• Innenrevision,

• Justitiariat,

• Innerer Dienst.

Auf der personellen Seite ergibt
sich dabei folgende günstige Si-
tuation:

• Ein kleiner Teil des bisher im
Zentralbereich eingesetzten Perso-
nals wird auch weiterhin benötigt,
um die verbleibenden adminis-
trativen Kernaufgaben wahrzuneh-
men.

• Ein anderer Teil kann gleich-
sam als „Effizienzrendite“ in
Fachaufgaben der Auftraggeber-
behörde eingesetzt werden.

• Ein dritter Teil wird benötigt,
um das Verwaltungs-Service-Zen-
trum bedarfsgerecht zu verstärken.

Unter dem Strich entsteht
hierdurch eine „win-win-Situati-
on“ für alle Beteiligten. Zur Ver-
meidung von Ortswechseln sind
regionale Campus-Lösungen mög-
lich. Die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter werden mit einem in-
dividuell abgestimmten Qualifizie-
rungs- und Fortbildungskonzept
auf die neue Tätigkeit im BVA vor-
bereitet. Den Partnerbehörden bie-
tet das BVA seine Unterstützung
für erforderliche Qualifizierungs-
maßnahmen für die Beschäftigten
an, die in fachliche Kernaufgaben
umgesetzt werden sollen.

Bei der gebündelten Betreuung
mehrerer Kunden lassen sich auf
diese Weise Größenvorteile erzie-
len. Gleichwohl wird dafür Sorge
getragen, dass sich die bei einer
umfassenden Betreuung einer auf-
traggebenden Behörde involvierten
verschiedenen Bereiche des Ser-
vice-Zentrums untereinander prä-
zise abstimmen, so zum Beispiel
bei den Schnittstellen von Finanz-
und Personalmanagement.

Um Reibungsverluste schon im
Vorfeld so weit wie möglich zu
minimieren, sollten die für die
Steuerung der Aufträge an das

Service-Zentrum vorgesehenen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
umfassend geschult werden. Glei-
ches gilt selbstverständlich auch
für die Beschäftigten im Service-
Zentrum hinsichtlich der bei der
jeweiligen Partnerbehörde ggf.
anzutreffenden Besonderheiten.
Hierbei gilt es, ein Höchstmaß an
Kompetenz vor Ort zu schaffen. Im
Rahmen der Personalentwicklung
bietet es sich daher an, dass die-
se Beschäftigten für eine begrenz-
te Zeit Einblick in die jeweilige
Kundenbehörde bzw. das Service-
Zentrum erhalten.

Einzelfragen

Die Entscheidungskompetenzen
verbleiben selbstverständlich voll-
ständig in den Partnerbehörden.
Lediglich die operative Umsetzung
und die eigentliche Dienstleis-
tungserbringung werden im Ver-
waltungs-Service-Zentrum vollzo-
gen. Dies geschieht auf Grundlage
einer Verwaltungsvereinbarung. In
ihr werden die Zuständigkeiten,
Verfahrensweisen, der Umfang
und die Qualität der Dienstleistun-
gen, Mitwirkungspflichten, beson-
dere Kundenwünsche etc. präzise
beschrieben. Darüber hinaus wer-
den feste Ansprechpartner im Ser-
vice-Zentrum für die Kommunika-
tion mit den auftraggebenden
Behörden festgelegt. Hinzu kom-
men gemeinsam abgestimmte Ver-
fahrensweisen für den Kontakt
zwischen Auftraggeber und Auf-
tragnehmer. Auf diese Weise las-
sen sich Kundennähe und gegen-
seitige Kommunikationsaufwände
optimieren.

Zum Schutz vertraulicher Informa-
tionen, personenbezogener Daten
oder sonstiger interner Vorgänge
aus den Partnerbehörden werden
gemeinsam Sicherungsmechanis-
men vereinbart. So sind sowohl bei
der elektronischen wie auch „ana-
logen“ Erbringung der Service-
dienstleistungen wirksame „Fire-
walls“ vorzusehen, die einen
ungehinderten Informationsfluss
aus dem Service-Zentrum heraus4 Vgl. im Einzelnen unter http://www.verwaltung-innovativ.de.
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Exklusiv-Interview mit Giso Schütz, Vizepräsident
des Bundesverwaltungsamtes und Leiter des AWV-
Fachausschusses 1 „Verwaltungsmanagement und
-modernisierung“

verhindern. Darüber hinaus sind
Vorkehrungen zu schaffen, um be-
hördenübergreifende Zentralda-
tenbestände zu verhindern. Im
Bereich des Personalmanage-
ments müssen aufgrund bereichs-
spezifischer Datenschutzbestim-
mungen ohnehin besondere
Zugriffskonzepte erarbeitet und
umgesetzt werden.

Der mögliche Kundenkreis für Ver-
waltungsgemeinschaften kann
sich ohne Einschränkung auf alle
Behörden der unmittelbaren und
mittelbaren Bundesverwaltung
erstrecken. Dabei sollte die Frage
im Vordergrund stehen, welche
Rationalisierungsgewinne sich im
Einzelnen durch die Aufgabenaus-
lagerung zum Verwaltungs-Ser-
vice-Zentrum erwirtschaften las-
sen. Die Ressortzugehörigkeit
einzelner Partnerbehörden ist bei
dieser Betrachtungsweise uner-
heblich. Bereits bei der Durchfüh-
rung von über 100 verschieden
Querschnitts- und fachbezogene
Aufgaben im BVA hat sich zwischen
dem BVA und den Partnerbehör-
den eine erfolgreiche ressortüber-
greifende effektive Zusammenar-
beit etabliert.

Ausblick

Als Folge konsequenter Verwal-
tungsmodernisierung, unter ande-
rem mit Hilfe des Einsatzes von
Verwaltungs-Service-Zentren, wer-
den sich neue Räume für behörd-
liche Kernaufgaben öffnen. Den
Partnern im Kräftefeld der Gesell-
schaft stehen seitens der Behör-
den auch in Zeiten knapper Res-
sourcen fachlich auf wesentliche
behördliche Kernaufgaben spezi-
alisierte Gesprächspartner zur Ver-
fügung und neue Projekte können
initiiert werden.

Insgesamt kann die öffentliche
Verwaltung so in die Lage versetzt
werden, wirkungsvoller und
zugleich wirtschaftlicher zu arbei-
ten und damit ein wertvoller und
anerkannter Partner in der Gesell-
schaft sein.

Herr Schütz, Sie sind Leiter des AWV
– Fachausschusses Verwaltungsma-
nagement und -modernisierung. Ne-
ben dem Arbeitskreis 1.2, der sich
mit Entbürokratisierung in ihrem Be-
zug auf die Wirtschaft befasst, ist seit
Mai 2008 der Arbeitskreis 1.3 „Bü-
rokratieentlastung der öffentlichen
Verwaltung“ getreten. Welche Erwar-
tungen stellen Sie an den neuen
Arbeitskreis bezogen auf das Entbü-
rokratisierungspotential der öffentli-
chen Verwaltung?

Giso Schütz: Die öffentliche Aufmerk-
samkeit richtet sich vor allem auf die
Bürokratiebelastungen der Wirtschaft
und der Bürger, weil hier die Öffent-
lichkeit selbst betroffen ist und ein
großes Entlastungspotential vermutet
wird. Ich bin davon überzeugt, dass
innerhalb der öffentlichen Verwaltung
ein vergleichbar großes Entlastungs-
potential vorhanden ist. Es gibt eine
unüberschaubare, weil nicht systema-
tisch gesteuerte, Menge an internen
Verwaltungsvorschriften, Richtlinien,
Runderlassen, Einzelverfügungen mit
Dauerwirkung usw, die, z.T. aus einer
augenblicklichen Notwendigkeit gebo-
ren, ohne hinterfragt zu werden wei-
terwirken und befolgt werden. Das gilt
sowohl in horizontaler wie in vertika-
ler Richtung zwischen den Verwal-
tungsebenen. Hier ist es erforderlich
den Dschungel zu lichten und nicht
davor zurückzuschrecken, Ressort-
grenzen und Verwaltungsebenen über-
schreitende Standards zu entwickeln.
Dies könnte erheblich zur Transparenz
und zur Wirtschaftlichkeit der öffent-
lichen Verwaltung beitragen. Ich
möchte anmerken, dass auch in Un-
ternehmen hausgemachte Bürokratie
in nicht unerheblichem Umfang be-
steht, die sich entsprechend auf die
Kosten auswirkt.

Konzepte zum Bürokratieabbau in
Deutschland gibt es nicht erst seit
heute. Wie würden Sie aus Ihrem
Erfahrungsschatz und Erfahrungs-
wissen das heutige Programm der
Bundesregierung “Bürokratieabbau
und bessere Rechtsetzung“ im Ver-

gleich zu früheren Programmen be-
urteilen und welche Vorteile bietet es?

Giso Schütz: Es stimmt: zum Thema
Bürokratieabbau und bessere Gesetz-
gebung hat es schon viele Überlegun-
gen und Konzepte gegeben. Allerdings
hat man immer versucht, dieses kom-
plexe Thema genauso komplex zu lö-
sen. Deshalb waren die Lösungsvor-
schläge nicht operabel und damit
auch nicht zu verwirklichen. Dem
Standardkostenmodell liegt die bril-
lante Idee zu Grunde, sich zunächst
auf die Feststellung und Wertung von
Informationspflichten zu beschränken

– und auch das ist, wie man sieht,
schon schwierig genug. Immerhin ist
zum ersten Mal ein praktikabler Weg
als Einstieg gefunden worden, des-
sen Ergebnisse Chancen zu weiteren
Maßnahmen der Entbürokratisierung
und besseren Rechtsetzung eröffnen.
Hinzu kommt aber auch, dass ins-
gesamt ein Klima für Verwaltungs-
reformen entstanden ist und in den
meisten Behörden bereits deutliche
Veränderungen im Innen- wie im
Außenverhältnis stattgefunden haben.
Dies, die knappen Haushaltsmittel
und die dynamische Entwicklung der
IuK fördern zugleich die Bereitschaft,
Entbürokratisierung in die Tat umzu-
setzen.
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Seit 1998 sind Sie Vizepräsident des
Bundesverwaltungsamtes. Welches
sind die bedeutendsten Reform-
prozesse, die Sie in dieser Funktion
begleitet haben und welche Lösungs-
ansätze halten Sie aus dieser Erfah-
rung heraus für bedeutsam für die
künftige Entwicklung?

Giso Schütz: Alles andere überlagernd
haben wir den Wandel von einer her-
kömmlichen Behörde nach dem Bü-
rokratiemodell zu einer modernen
Behörde mit unternehmerischem Cha-
rakter durchgeführt. Aktuelle betrieb-
wirtschaftliche Instrumente wie Qua-
litätsmanagement, Leitbild, die
Orientierung am Kunden und am Out-
come, Balanced-Score-Card, Zielver-
einbarungen und Controlling fördern
die Dynamik der Organisationsent-
wicklung und des Personalmanage-
ments. Ständige Geschäftsprozessop-
timierung und IT-Unterstützung der
Prozesse setzen wir zur verbesserten
Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit
unserer Aufgabenerfüllung ein. Die-
se zunächst internen Vorgänge verset-
zen uns in die Lage, unser Know-How
und unsere Produkte anderen Behör-
den als Dienstleistungen anzubieten.
Mit diesen Dienstleistungen in Form
von Beratungen zu den Themen Or-
ganisation, Geschäftsprozesse und IT
oder die Übernahme von Fachaufga-
ben und zentralen Querschnittsauf-
gaben – auch als Shared Services –
leisten wir einen Beitrag zur Moder-
nisierung der Bundesverwaltung.

Die Binnenmodernisierung der Behör-
den ist eine Daueraufgabe für Füh-
rungskräfte. Welche Veränderungen
und gewandelten Anforderungen ent-
stehen für die Beschäftigten in der
öffentlichen Verwaltung? Welche Fä-
higkeiten müssen Führungskräfte
künftig noch stärker in ihre Arbeit ein-
bringen? Was ergibt sich daraus für
die Aus- und Weiterbildung?

Giso Schütz: In dem beschriebenen
Wandel stehen die Führungskräfte vor
ganz besonderen und immer neuen
Herausforderungen. Sie sind, gleich-
gültig auf welcher Führungsebene sie
sich bewegen, für die Gestaltung des
Wandels in ihrem Zuständigkeitsbe-
reich verantwortlich. Dabei sind sie
nicht frei, sondern in dem Zielsystem
an die übergeordneten Ziele (bis hin
zum Leitbild) und die Zielvereinba-
rung gebunden. Für die Zielerreichung
stehen der Führungskraft Ressourcen
zur Verfügung (Finanzen, Sachmittel,

Personal). Die Führungskunst liegt
heute nicht mehr in der exzellenten
Sachbearbeitung, sondern in der wir-
kungsvollen und wirtschaftlichen Ver-
netzung der fachlichen Führung mit
dem geschickten Einsatz der Ressour-
cen unter Verwendung und Weiterent-
wicklung der betriebswirtschaftlichen
und technischen Instrumente zur
Zielerreichung. Dabei gilt der Führung
des Personals in fachlicher und per-
sönlicher Hinsicht in der Zukunft be-
sondere Aufmerksamkeit, zum einen
wegen der veränderten, gestiegenen
Anforderungen und zum anderen we-
gen des ständigen Wandels in immer
kürzeren Zyklen. Schließlich ist es
eine Aufgabe der Führungskräfte über
den Tellerrand der Zielvereinbarung
hinauszuschauen und die Aufgabe in
das gesellschaftliche, politische und
wirtschaftliche Umfeld zu stellen und
so zu erfüllen, dass unter diesen Rah-
menbedingungen der größtmögliche
Nutzen entsteht.

Neben der Binnenmodernisierung in
der öffentlichen Verwaltung wird zu-
nehmend die behördliche Kooperation
verstärkt diskutiert. Über Spezialisie-
rungsansätze soll für die Verwaltung
Raum geschaffen werden, ihre Kernauf-
gaben bürgerfreundlicher und effi-
zienter zu erfüllen. In welchen Auf-
gabenbereichen sehen Sie die besten
Möglichkeiten, dies zu erreichen?
Welche Vorteile entstehen für die Ver-
waltungen und ist an dieser Stelle
nach Verwaltungsebenen und unter-
schiedlichen Verwaltungsträgern zu dif-
ferenzieren?

Giso Schütz: Kooperation in diesem
Kontext verstehe ich so, dass Behör-
den für ihre in der Regel durch Ge-
setz übertragenen Aufgaben besonde-
re Expertise durch den Einsatz von
speziell ausgebildetem und weiterent-
wickeltem Personal herausbilden
müssen. Lediglich unterstützende Tä-
tigkeiten, die zwar im Zusammenhang
stehen, aber nicht unmittelbar die
Kernaufgabe betreffen, können und
sollten auf die Behörden übertragen
werden, die hierfür eine besondere
Kompetenz entwickelt haben. Ich
meine hier insbesondere die Berei-
che der Querschnittsaufgaben und der
Informationstechnik und spreche den
Gedanken der Shared-Service-Center
an. Durch die Bündelung in Dienst-
leistungszentren ist ein Spezialisten-
tum für diese Aufgaben überhaupt
erst erreichbar, zudem könnten diese
Aufgaben so erheblich wirtschaftli-

cher durchgeführt werden. Dabei be-
sagt der Begriff „Kooperation“, dass
ein Auftraggeber – Auftragnehmer –
Verhältnis entsteht, in dem die be-
auftragende Behörde die volle Ent-
scheidungsbefugnis behält und die
beauftragte Behörde die Aufträge im
Rahmen der geschlossenen Dienst-
leistungsvereinbarung (Service Level
Agreement, SLA) operativ umsetzt.
Dieser für einen „Konzern Bundesver-
waltung“ nahe liegende Gedanken
stärkt das Ressortprinzip, weil die
Kernkompetenzen erhalten bleiben,
aber mit besserem Erfolg bei größe-
rer Wirtschaftlichkeit wahrgenommen
werden. Übrigens sind auch zwischen
den Verwaltungsebenen Kooperatio-
nen in diesem Sinne möglich, sinn-
voll und künftig sogar notwendig,
wenn Staat und Verwaltung die Pro-
bleme der Globalisierung, der Trans-
nationalität, der Internationalität
meistern wollen. Auch hier muss der
richtige Grundgedanke des Föderalis-
mus in seinem Wesensgehalt nicht
angetastet werden. In beiden Fällen
darf aber die Staatsraison nicht von
Egoismen überlagert werden.

In Unternehmen und auch in der öf-
fentlichen Verwaltung ist die Alterung
der Belegschaften in vollem Gange.
„Demografischer Wandel“ ist ein Fak-
tor, der zunehmend die öffentliche
Debatte in der Gesellschaft bestimmt.
Welche praktischen Konsequenzen
hat diese Entwicklung in der öffentli-
chen Verwaltung – Stichwort „Gene-
rationenmanagement“ – und welche
Schritte sollten unternommen werden,
um Wissenserhalt und Wissensweiter-
gabe in öffentlichen Verwaltungen für
die nachfolgenden Generationen sinn-
voll zu organisieren?

Giso Schütz: Der in der Realität nach
und nach spürbare demografische
Wandel in Verbindung mit dem an-
ziehenden Arbeitsmarkt und weiteren
Stellenkürzungen öffnet uns die Au-
gen für ein Problem, das eigentlich
schon immer da war, und zwingt uns
auf günstige Wege, um dieses Pro-
blem mit Vorteil zu lösen. Es geht
nämlich nicht um ein Seniorenma-
nagement, d.h. wie kann ich auch mit
alten Menschen die Aufgaben der
Behörde bewältigen, sondern es geht
um das Generationenmanagement mit
der Frage, wie kann ich die guten
Fähigkeiten und die Erfahrung der
Älteren mit den frischen Kenntnissen
und der Dynamik der Jüngeren so ver-
binden, dass letztlich die Ziele wir-
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kungsvoll erreicht werden. Vielfach
sind ja Lebensältere sogar mutiger
und sicherer bei Entscheidungen auf
neuen Wegen als Lebensjüngere, die
sich nicht trauen, die Wege des
einmal Erlernten zu verlassen. Ebenso
können Ältere helfen, Fehlentschei-
dungen zu vermeiden und dem Ar-
beitsalltag Sinnhaftigkeit und damit
Motivation zu verleihen. Jüngere hin-
gegen können besser moderne Tech-
nik gewinnbringend integrieren und
unbehindert von Erfahrungen und
Routinen kreative Gedanken einbrin-
gen. Es ist eine große Führungsauf-
gabe, die jeweiligen Fähigkeiten der
Generationen zusammenzuführen und
eine fruchtbare Kommunikation zwi-
schen den Generationen zustande zu
bringen und zu pflegen. Auf der
Grundlage dieser Erkenntnis muss
Führungskräfteentwicklung betrieben
und ein für die Generationen passge-
naues Personalentwicklungskonzept
aufgestellt und praktiziert werden.

Veränderungen in der öffentlichen
Verwaltung brauchen Zeit und stoßen
nicht selten auf Widerstand. In die-
sem Zusammenhang bekommt die
Forderung nach „Lebenslangem Ler-
nen“ eine sehr praktische Bedeutung.
Wo würden Sie hier die Schwerpunkte
für die öffentliche Verwaltung setzen?

Giso Schütz: Wir finden in der öffent-
lichen Verwaltung – wie in anderen
Berufszweigen – Menschen, welche
die Veränderung scheuen, und solche,
die nach ständiger Veränderung su-
chen, die entsprechend risiko- und
lernbereit sind. Wir sollten schon bei
der Personalauswahl solche Bewerber
bevorzugen, bei denen  neben ande-
ren Anforderungen hohe Selbständig-
keit, Flexibilität und Lernbereitschaft
festgestellt werden können. Diese
Eigenschaften sind durch Maßnah-
men der Personalentwicklung weiter
auszuprägen. Letztlich müssen die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter be-
greifen, dass jeder einen Marktwert
hat und auch selbst für seinen per-
sönlichen Marktwert verantwortlich
ist. Dafür muss der Einzelne durch
Fortbildung am Arbeitsplatz und wei-
terbildende Seminare investieren. Die
Behörde wird den Rahmen durch
Weiterbildungsangebote und ange-
messene Freistellungen zur Verfügung
stellen. Daraus folgen letztlich gute
Arbeitsplatzangebote und Karriere-
möglichkeiten, Behörde wie Beschäf-
tigte können aus einem solchen Sys-
tem Vorteile ziehen.

T. Risse/U. Lehmkuhl (Hrsg.)
Regieren ohne Staat?
Governance in Räumen
begrenzter Staatlichkeit
Nomos Verlagsgesellschaft, Baden-
Baden 2007, 395 S., 64,– c,
ISBN 978-3-8329-3154-4

Governance ist zu einem zentra-
len Thema sozialwissenschaftli-
cher Forschung geworden. Dabei
besteht Übereinstimmung, dass
politische Gemeinwesen bestimm-
te Leistungen in den Bereichen
Herrschaft, Sicherheit und Wohl-
fahrt erbringen sollen. In den De-
batten wird aber oft „effektive
Gebietsherrschaft“ als Kernele-
ment moderner Staatlichkeit still-
schweigend vorrausgesetzt, und
der Diskurs über Governance fin-
det vor dem Hintergrund der ent-
wickelten Nationalstaaten der
OECD-Welt statt. Zu Beginn der
21. Jahrhunderts in der globali-
sierten Welt zeigt sich jedoch,
dass autoritative Entscheidungs-
kompetenz und Gewaltmonopol
des Staates die Ausnahme, nicht
die Regel, bilden. Ein Blick in die
Länder des Südens, „zerfallen(d)e
Staaten“ in den Krisenregionen
der Welt bestätigen dies. Hier wird
politisch gesteuert, ohne dass die
vielfältigen Verfahren demokrati-
scher und rechtsstaatlich organi-
sierten Wohlfahrtstaaten verfügbar
wären. Der vorliegende Sammel-
band fragt daher nach den Bedin-
gungen von Governance in diesen
Räumen begrenzter Staatlichkeit
und behandelt vielfältige Koope-

rationsformen zwischen staatli-
chen und nichtstaatlichen Akteu-
ren sowie die Herausbildung „al-
ternativer“ Formen des Regierens.

Roman Stöger
Strategieentwicklung für die
Praxis
Schäffer-Poeschel-Verlag, Stuttgart
2007, 292 S., 39,95 c, ISBN
978-3-7910-2689-3

In turbulenten Zeiten braucht jede
Organisation eine solide Strategie.
Dies gilt für alle Branchen, alle
Unternehmensgrößen und für jede

gesellschaftliche Institution. Eine
Strategie konkretisiert den Ge-
schäftszweck, sie schafft Klarheit
über die Ziele, bündelt die Um-
setzungsstärke und stellt Orientie-
rung sicher. Damit ist die Strate-
gie das wichtigste Instrument für
Führungskräfte und der Dreh- und
Angelpunkt praktisch aller Ma-
nagementfragen. Im vorliegendem
Buch werden praxisbewährte Me-
thoden anhand eines einfachen
Strategieprozesses dargestellt.
Von der Klärung des Geschäfts-
zwecks über die Beurteilung der
Ausgangslage und die Erarbeitung
von Optionen führt der rote Faden
zur Entwicklung und zur Umset-
zung von Strategien. Jedes Kapi-
tel verbindet Input, Anleitung zur
Umsetzung und Beispiele aus un-
terschiedlichen Branchen, ergänzt
durch Checklisten und Formula-
re. Damit geht das Buch konse-
quent den Schritt von Wissen zum
Nutzen für die Anwender. (jk)

Rezensionen


